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1. RECHTSGRUNDLAGEN 1
- Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (HOHl. 1 5. 3634), zuletzt

geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 08.08.2020 (BGB!. 15. 1728)

- Baunutzungsverordnung (BauNVO - Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke) in der Fassung
der Bekanntn]achung vom 2!. November 2017 (BGB!. 15. 3786)

- Landesbauordnung Rheinland-Pfalz (LBauO) in der Fassung vom 24.11.1998 (GVB]. 1998, S. 365), zuletzt
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18.06.2019 (GVBI. 5. 1 !2)

- Planzeichenverordnung (PlanzV — Verordnung über die Ausarbeitung der Bau!eitp!äne und die Darstellung
des Planinhalts) vom 18.12.1990 (BGB!. 11991 5. 58), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom
04.05.2017 (BGB!. IS. 1057)

- Bundesnaturschutzgesetz (Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege — BNatSchG) vom 29.07.2009
(BGB!. 200915. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vo--m 04.03.2020 (BGBI. IS.440)

- Landesnaturschutzgesetz (Landesgesetz zur nachhaltigen Entwicklung von Natur und Landschaft —

LNatSchG) vom 06.10.2015 (GVB!. 2015, 5. 283f.), zu]etzt geändert durch Artike! 8 des Gesetzes von
26.06.2020 (GVBI. 5. 287)

- Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG — Gesetz zum Schutz vor schädlichen Bodenveränderungen und zur 0
Sanierung von Altlasten) vom ! 7.03.1998 (BGB!. 15. 502), zuletzt geändert durch Artike! 3 Abs. 3 der Verord
nung voll] 27.09.2017 (BGB!. 1.5. 3465)

- Landesbodenschutzgesetz (LBodSchG) von] 25.07.2005 (GVBI. 5. 302), zuletzt geändert durch Artikel 14 des
Gesetzes von] 19.12.2018 (GVBI. 5.448)

- Denkmalschutzgesetz Rheinland-Pfalz (DSchG) von] 23.03.1978 (GVBI. 5. 159), zuletzt geändert durch Arti
kel 3 des Gesetzes von] 03.12.20 !4 (GVB!. 5. 245)

- Bundesirnniissionsschutzgesetz (BImSchG - Gesetz zun] Schuiz vor schädlichen limwelteinwirkungen durch
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vurgänge) in der Fassung der Bekannt
machung von] 17.05.2013 (BGBI. 1 5. 1274), zu!etzt geändert durch Artikel 2 Ahsatz 1 des Gesetzes vom
09.12.2020 (BGB!. !S.2873)

- Wasserhaushaltsgesetz (WHG) - Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushaltes - vol]] 31.07.2009 (BGB!. 1 5.
2585), zuletzt geändert durch Artikel 253 der Verordnung von] 19.062020 (BGB!. IS. 1328)

- Landeswassergesetz (LWG) - Wassergesetz für das Land Rheinland-Pfalz - in der Fassung vom 14.07.2015
(GVBI. 5. 127), zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vun 26.06.2020 (GVBI. 5. 287)

- Landesstraflengesetz für Rheinland-Pfalz (LStrG) in der Fassung vom 01.08.1977 (GVBI. S.273), zuletzt ge
ändert durch Gesetz vom 05.05.2020 (GVBI. 5. 157)

- Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz (Gen]O) in der Fassung vom 31.01.1994 (GVBI. 5. 153), zuletzt geän
dert durch Artikel 37 des Gesetzes vom 19.12.2018 (GVBI. 5.448)

- Landesnaclibarrechtsgesetz für Rheinland-Pfalz (LNRG) von] 15.06.1970, zuletzt geändert durch Artikel 1
des Gesetzes von] 21.07.2003 (GVBI. 5. 209).
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II. TEXTLICHE FESTSETZUNGEN 1
In Ergänzung der zeichnerischen Festsetzungen in der Planzeichnung wird folgendes
textlich festgesetzt:

1. Planungsrechtlichc Festsetzungen
( 9 BauGB)

1.1 Art der baulichen Nutzung ( 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und § 1-15 BauNVO)

1.1.1 Besondere Art der baulichen Nutzung - Baugebiete ( 1 Abs. 3 BauNVO)
(siehe Plandarstellung).

SO - Sonstige Sondergebiete ( II BauNVO): Sondergebiet ‘Senioren-Wohnheim‘.

Zulässig im SO-Gebiet sind bauliche und sonstige Anlagen, die einem Senioren-Wohnheim

Q dienen, so insbesondere

- Gebäude mit senioren-gerechten und barriere-freien Wohnungen, Sanitäranlagen, Gemein
schaftsräumen und —flächen;

- Räume, Anlagen, Einrichtungen und Flächen für Pflege und Therapie, für medizinische und
soziale Betreuung sowie für Kommunikation (Sport, Spiel etc.);

- den Bedürfnissen der Bewohner sowie der dort Arbeitenden dienende Anlagen für Dienst
leistungen und Aktivitäten (wie insbesondere Gruppenbereiche, Anlagen für gemeinschaft
liche Aktivitäten und Therapie, Anlagen für sportliche und gesundheitliche Zwecke,
Massage, Haarschneiderei, Kosmetik und sonstige Anwendungen);

- der Einrichtung dienende und untergeordnete Geschäfts- und Büroräume sowie gastrono
mische Einrichtungen (bspw. Bistro, Cafeteria mit Kiosk) einschließlich Küchen etc.;

- die zum Betrieb der zulässigen Nutzungen erforderlichen Nebenanlagen, Funktionsräume,
Zugänge, Stellplätze, Zufahrten, Wege und Freiflächen etc.;

- die dem Plangebiet dienenden Anlagen zur Oberflächenwasserbewirtschaftung.

1.1.2 Nebenanlagen für die Ver- und Entsorgung werden gemäß § 14 Abs. 2 BauNVO als Aus
nahme auch ohne die Festsetzung besonderer Flächen für derartige Anlagen zugelassen.

0
1.2 Maß der baulichen Nutzung ( 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und § 16-21a BauNVO)

1.2.1 Grundflächenzahl ( 16 Abs. 2 Nr. 1 und § 19 BauNVO)
(siehe Plandarstelhing mit Einsehrieb in der JVutzungsschablone).

1.2.2 Höhe der baulichen Anlagen ( 16 Abs. 2 Nr.4 und § 18 BauNVO)

Die Höhe der baulichen Anlagen wird als Höchstgrenze gemäß § 16 Abs. 4 BauNVO (als
absolute Höhe in Meter über Normal Null) festgesetzt.

1.2.2.1 Firsthöhe (FH)

(siehe Plandarstellung mit Einsehrieb in der Nutzungsschablone).

Die festgesetzten maximalen Firsthöhen dürfen für betrieblich oder technisch notwendige Ein
richtungen, z. B. technische Aufbauten wie Lüftungsanlagen, Schornsteine, Aufzugs- und
Aufgangsbauten etc, sowie für Antennen und sonstige Signal empfangende Anlagen um max.
1,50 m überschritten werden, wobei die Grundfläche dieser Anlagen 5 % der Gebäudegrund
fläche nicht überschreiten darf.
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1.2.2.2 Trauffiöhe (TH)

(siehe Platidarstellung inil Einsehrieb in der Nurzungsschablone).

Die Traufhöhe ist bestimmt durch die Schnittlinie der Flucht der traufseitigen Außenwand-
Außenseite mit der Dachhaut-Oberkante oder mit dem oberen Abschluss der Wand (Attika).
Als Traufhöhe gilt die Höhe dieser Schnittlinie über der Bezugshöhe Normalnull (NN).

Die festgesetzte Traufhöhe gilt auch für Gebäuderücksprünge, nicht aber für Dachaufbauten
wie Gauben und Zwerchgiebel und nicht für Zwerchhäuser.

1.2.3 Zahl der Vollgeschosse ( 16 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO)

(siehe Plandarstellung mit Einschrieb in den Nittzungsschablonen).

Die Zahl der Vollgeschosse wird als Höchstgrenze gemäß § 16 Abs. 4 BauNVO festgesetzt.

1.3 Bauweise ( 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB und § 22 BauNVO)

1.3.1 a - Abweichende Bauweise ( 22 Abs. 4 BauNVO)

Die in der Planzeichnung festgesetzte abweichende Bauweise [ a ] wird wie folgt definiert:
Zulässig sind — wie bei der offenen Bauweise — nur Gebäude mit seitlichem Grenzabstand,
wobei die Länge des Gebäudes aber lediglich durch die Baugrenzen beschränkt ist.

1.4 Flächen für Nebenanlagen, Flächen für Stellplätze und Garagen
( 9 Abs. 1 Nr.4 und 22 BauGB i. V. m. § 12 Abs. 6, § 14 und § 23 Abs. 5 BauNVO)

1.4.1 Nebenanlagen (* 14 BauNVO) und Garagen ( 12 BauNVO)

Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO und Garagen sowie sonstige bauliche Anlagen,
soweit sie nach LBauO in den Abstandsflächen zulässig sind oder zugelassen werden können,
können gemäß § 23 Abs. 5 BauNVO auch außerhalb der Baugrenzen errichtet werden, sofern
dem keine sonstigen Festsetzungen (wie z. B. Flächen mit Pflanzgeboten gemäß § 9 Abs. 1
Nr. 25a BauGB) oder nachbarrechtliche Vorgaben entgegenstehen.

1.5 Führung von Versorgungsanlagen und -leitungen ( 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB)

1.5.1 Sämtliche Leitungen für Ver- und Entsorgungsanlagen sind unteifrdisch zu verlegen. Ausnah
men sind zulässig für oberirdische Entwässerungsanlagen.

t.6. Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Boden,
Natur und Landschaft gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB

1.6.1 Wasserdurchlässige Befestigung von Belägen

PKW-Stellplätze sowie der neue Fußwege-Abschnitt am Nordwestrand, ab der Querung über
die Planstraße bis zur neuen Querung über die L 410, sind mit wasserdurchlässigen Belägen
auf versickerungsfähigem Unterbau auszubilden. Geeignet sind z. B. Rasengittersteine,
weitfugig verlegtes Pflaster (Fugenbreite 2 cm), dränfähige Pflastersteine, wassergebundene
Decken oder Schotterrasen.

1.6.2 Artenschutzrechtlich begründete Maßnahmen

1.6.2.1 Zur Sicherung der Einhaltung des Tötungsverbots gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 1 und!
oder des Beschädigungsverbots des § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG ist die Rodung von
Gehölzen nur im Zeitraum zwischen dem 01.10. eines Jahres und dem 28.? 29.02.
des Folgejahres zulässig.
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1.6.2.2 Die Arbeiten zur Räumung / Freistellung des Baufeldes sind, zur Vermeidung einer
möglichen Beeinträchtigung von Bodenbrütern, nur im Zeitraum zwischen dem
01.10. eines Jahres und dem 28./29.02. des Folgejahres zulässig.
Von der Einhaltung dieses Zeitfensters kann abgesehen werden, sofern auf den un
versiegelten Flächen ab Anfang März bzw. ab unmittelbar nach der Ernte in vier
wöchigem Turnus die dortige Vegetation durch Mähen, Mulchen, Grubbern oder
Eggen beseitigt wird, um das Anlegen von Nestern durch bodenbrütende Vogelarten
zu verhindern.

1.6.3 Umweltfreundliche Beleuchtung

Im Plangebiet sind zur Beleuchtung mit Mastleuchten nur (möglichst warmweiß bis neutral-
weiß getönte) LED-Lampen (mit möglichst geringem Blauanteil im Spektrum zwischen 2.000
bis 3.000 Kelvin Farbtemperatur) zulässig.
Abstrahlungen in nicht notwendig auszuleuchtende Bereiche oder in den Himmel sind zu ver
meiden (bspw. durch abgeschirmte Leuchten mit geschlossenem Gehäuse und durch ziel-
gerichtete Projektionen). Lampen und Leuchten dürfen somit nur von oben nach unten strah
len; Kugelleuchten o. ä. sind somit — mit Ausnahme von Pollerleuchten oder vergleichbare
Leuchten, die in Höhen von maximal 1,20 m platziert sind und der funktional notwendigen
Ausleuchtung dienen - nicht zulässig. Die Beleuchtungsdauer und die Lichtstärke sind auf das
gestalterisch und funktional Notwendige zu beschränken.

1.6,4 Flächen für Ersatzmaßnahmen

Zur Erzielung des vollständigen umwelt- bzw. naturschutzfachlichen Ausgleichs sind Maß
nahmen auf einer externen Fläche erforderlich.

Dazu wird eine ca. 2.650 qm große Teilfläche des Flurstücks 20/2 in Flur 12 der Gemarkung
Fürfeld (ca. 370 m west-südwestlich des Geltungsbereiches A) als Geltungsbereich B festge
setzt und als Kompensationsfläche planungsrechtlich gesichert. Die Fläche ist gemäß den Vor
gaben in Kap. 5.2.4 des Umweltberichtes als extensiv zu bewirtschaftendes Grönland zu ent
wickeln und dauerhaft zu erhalten.

1.6.5 Metalldächer sind nur zulässig, sofern das Metall derart vollständig und dauerhaft beschichtet
ist, dass jegliche Auswaschungen von Metallpartikeln ausgeschlossen sind.

1.7 Flächen für die Anpflanzung von Bäumen und Sträuchern und sonstige
Anpflanzungen ( 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)

1.7.1 Pflanzmaßnahmen in den Randbereichen des Baugebietes

Innerhalb der nach § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB ausgewiesenen Flächen in den Randbereichen
des Sondergebietes sind an den in der Planzeichnung markierten Stellen Bäume II. Ordnung
zu pflanzen. Der Abstand zur Plangebietsgrenze und damit zu den angrenzenden Landwirt
schaftsflächen muss mindestens 4 m betragen. Die Baumstandorte können von den im Plan
zeichnerisch festgelegten geringfügig abweichen, wobei die Anzahl der Bäume nicht unter
schritten werden darf und der Eindruck einer Baumreihe (mit möglichst regelmäßigen Abstän
den der Bäume untereinander) anzustreben ist.

Die sonstigen derart festgesetzten Flächen sind — ebenfalls unter Beachtung der nachbarrecht
lich einzuhaltenden Abstände - mit Landschaftssträuchern (am Nord-Nordwest-Rand sowie
am West-Südwest-Rand jeweils mindestens 2 Reihen zwischen den vorgegebenen Bäumen,
am Süd-Südost-Rand mindestens 1 Reihe, jeweils in lockeren Abständen) zu bepflanzen. Die
in Abschnitt VI, des vorliegenden Satzungstextes getroffenen Vorgaben und Hinweise für
Pflanzfestsetzungen (Artenauswahl, Mindestqualitäten etc.) sind zu beachten.

Auf den nach § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB festgesetzten Flächen zwischen der östlichen Bau-
grenze und der Planstraße sowie am Nordrand sind anstelle von Gehölzpfianzungen teilweise
auch begrünte Oberflächenwasser-Rückhalte- und Versickerungsmulden (einschließlich von
ggf. funktional damit verbundenen Rohr-Rigolen-Elementen) zulässig.
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Außerdem sind in den nach § 9 Abs. l Nr. 25a BauGB festgesetzten Flächen auch Stütz
mauern o. a. zulässig, die ggf. zur Bewältigung von Höhenunterschieden erforderlich werden.
Deren Ansichtsflächen sind dann aber entweder mit Natursteinrnaterial zu verblenden oder
aber zur optischen Abschirmung zu begrünen.

Die dann verbleibenden Bereiche sind fachgerecht anzusäen oder aber — ebenfalls unter
Beachtung nachbarrechtlicher Vorgaben - der freien Entwicklung zu überlassen. Eine Aus
nahme von der flächendeckenden Begrünung an der süd-südöstlichen Seite ist zulässig für
eine 3 in breite Schneise zur Sicherung von Feuerwehr-Zugängen.

In den beiden Pflanzgebotsstreifen am süd-südöstlichen und am west-südwestlichen Rand des
Sondergebietes sind Maßnahmen vor Überflutungen aus eindringendem Außengebietswasser
in Form von Erdverwallungen o. ä. zulässig.

1.7.2 Begrünung von Park- und Stellplätzen

Auf Park- oder Stellplätzen ist (mindestens alle angefangene 6 Stellplätze) im Randbereich
derselben ein standortgerechter, stadtklimatoleranter Baum 1. oder II. Ordnung zu pflanzen.

Die in Abschnitt VI. des vorliegenden Satzungstextes getroffenen Vorgaben und Hinweise für
Pflanzfestsetzungen (Artenauswahl, Mindestqualitäten etc.) sind zu beachten. 0
Die Mindestanforderungen der DIN 18916 an den Wurzeiraum sind zu beachten.
Es sind Vorrichtungen anzubringen, die das Befahren der Baumscheiben sowie das Anfahren
der Stämme wirksam verhindern (Baumschutzgitter; hinreichend hohe Bordsteine, stabiler
Zaun, Findlinge, Poller o. ä.).

1.7.3 Gestaltung des Verkehrsbegleitgrüns im Bereich der Planstraße

Die im Bebauungsplan festgesetzten Öffentlichen Grünt]ächen mit der Zweckbestimmung
Werkehrsbegleitgrün‘ können beliebig mit Gehölzen, Bodendeckern, Stauden und oder Wie
sen- bzw. Rasentlächen als Grünfiäche gestaltet werden.
Hierbei sind auch Profilierungen für offene, begrünte Mulden zulässig, in denen das von der
begleitenden Straße und dem Weg abtließende Wasser aufgenommen werden kann. Dazu sind
auch entsprechende Rigolen zur Verbesserung der Durchlässigkeit zulässig.

1.8 Flächen, die von Bebauung freizuhalten sind ( 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB)

Es werden von Bebauung freizuhaltende Flächen mit Angabe der Nutzung festgesetzt.

1.8.1 Freizuhaltendes Sichtfeld gemäß RAL 2012

(siehe Plandarstellung)
Die mit einer schrägen Schraffur gekennzeichneten Bereiche an der Einmündung der Plan-
straße in die Hochstätter Straße stellen Sichtflächen dar, die von jeglicher sichtbehindernder
Nutzung übcr 0,80 m Höhe - geniessen jeweils von Oberkante der angrenzenden Straße - frei
zuhalten sind.
Die betroffenen Flächen können, gemäß den Vorgaben des Trägers bzw. Eigentümers, als
Grün- oder Verkehrsflächen ausgebildet werden.

1.9 Gebiete, in denen bei der Errichtung von Gebäuden oder bestimmten sonstigen
baulichen Anlagen bestimmte bauliche und sonstige technische Maßnahmen für
die Erzeugung, Nutzung oder Speicherung von Strom, Wärme oder Kälte aus
erneuerbaren Energien oder Kraft-Wärme-Kopplung getroffen werden müssen
( 9 Abs. 1 Nr. 23b BauGB)

1.9.1 Bei der Errichtung von Gebäuden sind bauliche Vorkehrungen und sonstige technische Maß
nahmen (wie bspw. Leitungsstränge, Schächte sowie ggf. erforderliche statische Aufwendun
gen im Dachbereich o.ä.) vorzusehen, welche die Installation und die Nutzung von Photo
voltaik- und Solarthermieanlagen auf dem Dach bzw. an den Fassaden ermöglichen.
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1.10 Flächen für Aufschüttungen, Abgrabungen und Stützmauern, soweit sie zur Her
stellung des Straßenkörpers notwendig sind ( 9 Abs. 1 Nr. 26 BauGB)

1.10.1 Zur Herstellung des Straßenkörpers oder sonstiger Verkehrsflächen erforderliche Aufschüt
tungen, Abgrabungen, Böschungen und Stützmauern (einschließlich unterirdischer Stütz-
bauwerke, wie z. B. Rückenstiitzen von Einfassungen des Straßenoberbaus) sind, soweit sie
außerhalb der im Bebauungsplan festgesetzten Verkehrsflächen liegen, im Sondergebiet
zulässig.
Die von diesen Anlagen in Anspruch genommenen privaten Grundstücksflächen verbleiben
weiterhin in der Nutzung des Vorhabenträgers und stehen diesem zur privatnützigen Verwen
dung soweit uneingeschränkt zur Verfügung, wie sie die Funktion der jeweiligen Anlage
(Böschungsfläche, Stützbauwerk o. ä.) nicht beeinträchtigen.

1.11 Festsetzungen zu befristeten und / oder bedingten baulichen oder sonstigen
Nutzungen und Anlagen gemäß § 9 Abs. 2 BauGB

Q 1.11.1 Im Rahmen der festgesetzten Nutzung des Sondergebietes sind gemäß § 9 Abs. 2 i. V. mit § 12
Abs. 3a Satz 1 BauGB nur solche Vorhaben zulässig, zu deren Durchführung sich der Vorha
benträger im Durchführungsvertrag verpflichtet hat.

1.11.2 Die gemäß den im Vorhabenbezogenen Bebauungsplan getroffenen Festsetzungen zulässigen
Vorhaben sind aber vor Abschluss des Durchführungsvertrages nicht im Rahmen des § 33
BauGB zulässig.

1.11.3 Änderungen des Durchführungsvertrags oder der Abschluss eines neuen Durchführungs
vertrages sind gemäß § 12 Abs. 3a Satz 2 BauGB zulässig.

1.11.4 Gemäß § 9 Abs. 2 BauGB sind 5 Jahre nach Abschluss der Umsetzung des im Durchführungs
vertrag vereinbarten Vorhabens - abweichend vom Vorhaben- und Erschließungsplan - auch
solche Vorhaben zulässig, die den Festsetzungen des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes
entsprechen und deren Zulässigkeit durch eine Änderung oder Neufassung des Durchfüh
rungsvertrages vereinbart wird.

2. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen
Gestaltungssatzung im Rahmen des Bebauungsplanes
(Aufnahme von auf Landesrecht beruhenden Regelungen in den Bebauungsplan gemäß
§ 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit § 88 Landesbauordnung Rheinland-Pfalz - LBauO)

Der räumliche Geltungsbereich der Gestaltungssatzung ist identisch mit dem Geltungs
bereich des vorliegenden Bebauungsplanes.

2.1 Dächer — Hauptgebäude ( 88 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 und Abs. 6 LBauO)

2.1.1 Dachform und Dachneigung
Zulässig für Hauptgebäude sind geneigte Dächer mit Neigungen zwischen 15 und 38°.
Für Nebengebäude und Garagen sowie für Überdachungen von untergeordneten Bauteilen
(Balkone, Terrassen, Zwerchhäuser, Gauben o. ä.) sind auch flacher geneigte Dächer und
Flachdächer zulässig.
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2.1.2 Dacheindeckung

2.1.2.1 Zur Dacheindeckung bei geneigten Dächern dürfen nur kleinformatige Elemente mit
einer Decklänge von höchstens 70cm und einer Deckbreite von höchstens 50cm in
lehmgelben bis gelbbraunen, braunen, rotbraunen oder ziegelroten sowie grau- /
anthrazit- / schiefer-farbenen Farbtönen verwendet werden.

2.1.2.2 Ausgeschlossen sind insbesondere glänzende bzw. reflektierende Dacheindeckungen.

2.1.2.3 Zulässig sind darüber hinaus auch begrünte Dächer sowie nicht glänzende bzw. nicht
reflektierende Metalldächer (sofern diese die Vorgaben dazu in Ziffer 1.6.5 erfüllen).
Für diese gelten die oben genannten Deckmaße nicht.

2.2 Solare Energiegewinnung auf Dächern
( 88 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 6 sowie § 62 Abs. 1 Nr. 2e LBauO)

2.2.1 Unabhängig von den vorstehend getroffenen Festsetzungen zu Dächern ist die Installation von
Fotovoltaikanlagen und Sonnenkollektoren auf sämtlichen geeigneten Dächern zulässig.

Derartige Anlagen dürfen jedoch an keiner Stelle mehr als 30 cm über die Dachhaut hinaus
ragen, dürfen keinen tiberstand über das Dach aufweisen und müssen ebenso geneigt sein wie
das jeweilige Dach.
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2.2.2 Hiervon ausgenommen sind flache oder flach geneigte Dächer (Neigungen zwischen 00 und
7°), auf denen freistehende Anlagen bis zu einer Höhe von 1,50 m zulässig sind. Diese müssen
aber mindestens 2,0 m von den Rändern des Daches zurückbleiben.

2.2.3 Von den vorstehend definierten Maßen und Vorgaben können Abweichungen zugelassen wer
den, wenn nachgewiesen wird, dass deren Einhaltung eine unverhältnismäßig hohe Einschrän
kung für den angestrebten Energieertrag zur Folge hätte.

2.3 Gestaltung der nicht überbauten Flächen bebauter Grundstücke
( 88 Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 6 LBauO)

2.3.1 Die nicht überbauten Grundstücksflächen bebauter Grundstücke, einschließlich unterbauter
Freiflächen, sind, soweit sie nicht für eine sonstige zulässige Nutzung (wie Zuwegungen und
Zufahrten, Stellplätze, Arbeits- oder Lagerflächen oder Aufenthaltsflächen) benötigt werden,
gärtneisch in Form von Vegetalionsstrukturen ohne Kunststoffmaterialien anzulegen und zu
unterhalten; sie dürfen nicht dauerhaft als Arbeits- oder Lagerflächen genutzt werden.
Lose Stein- / Materialschüttungen (hspw. Schotter, Splitt, Kies. Glas), die nicht pflanzlichen
Ursprungs sind, sind nicht zulässig.
Ausnahmen davon snid lediglich zulässig für Steinschünungen in einer Breite von maximal
50cm unniittelbar an der Gebäudewand, die der raschen Ableitung von Niederschlagswasser
in den Untergrund dienen („Traufstreifen‘).

Höhe

* Dachhaul

Flachdach mii
Fcvoftakanuage

0
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2.4 Einfriedungen und Stützmauern

( 88 Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 6 LBauO)

2.4.1 Einfriedungen und Stützmauern von Bereichen, die an öffentliche Straßen- und Wegeflächen
grenzen, sind in dem gesamten Bereich zwischen der Grundstücksgrenze entlang dieser
öffentlichen Flächen und zu der zu dieser Grenze gewandten Baugrenze und deren seitlichen
Verlängerungen bis zu den Grundstücksgrenzen

- massiv bzw. als Bruchsteinmauer bis zu einer Höhe von maximal 1,0 m,

- als Zäune oder sonstige Elemente bis zu einer Höhe von maximal 1,80 mund nur mit einem
offenen (durchschaubaren) Anteil von mindestens 30%, oder

- als Hecken oder sonstige Pflanzungen in unbegrenzter Höhe, sofern die Grenzabstände
nach Landesnachbarrechtsgesetz eingehalten werden,

zulässig.

2.4.2 Ausnahmen von den vorstehend vorgegebenen Höchstmaßen gelten für

a) Pfeiler von Zaunanlagen, Eingangstoren oder Türen (diese sind bis zu einer Höhe von 2,0 m
zulässig) sowie für

b) Elemente, welche der Abschirmung von Müllgefäßen sowie für Behälter für gasförmige
oder flüssige Brennstoffe dienen (diese sind in einer Höhe von maximal 1,60 m zulässig
und dürfen entlang der Erschließungsstraße maximal 3,0 m lang sein).

2.4.3 Bezugspunkt für die Höhen ist jeweils die Oberkante eincr der Einfriedung folgenden Rand-
befestigung einer Wege- oder Straßenverkehrsfläche, gemessen jeweils an der kürzesten
Strecke zwischen dem jeweiligen Einfriedungsahschnitt und dieser Bezugsfläche.
Die jeweils fcstgesetzte Höhe darf an keiner Stelle überschritten werden.

2.5 Werbeanlagen

( 88 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 und Abs. 6 sowie § 52 LBauO)

2.5.1 Werbeanlagen sind nur am Ort der eigenen Leistung und nur für die Zweckbestimmung des
Sondergebietes zulässig, jedoch nicht für sonstige Erzeugnisse.

2.5.2 Eine Anbringung von Werbeanlagen oberhalb der Deckenhöhe des 2. Obergeschosses ist un
zulässig.

2.5.3 Eine beleuchtete bzw. selbst leuchtende Werbeanlage ist nur in einer maximalen Höhe von
2,70 m über anstehendem Gelände und in Breiten und Tiefen von je maximal 1,0 m zulässig.
Es ist im Geltungsbereich nur 1 beleuchtete bzw. selbst leuchtende Werbeanlage zulässig.

2.5.4 Blendende, blinkende oder bewegliche Lichtwerbung, Werbeanlagen mit Laufschrifien oder
Wechselbildern bzw. Anlagen mit Intervallschaltung bei Leuchtreklame oder vergleichbare
Anlagen, Laserlichtwerbung nach Art sog. ‘Skybeamer‘ o. ä. oder rotierende sowie anderwei
tig bewegliche bzw. bewegte Werbeanlagen sind nicht zulässig.

2.6 Fassaden und Außenwände ( 88 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 6 LBauO)

2.6.1 Fassaden und Außenwände sind zu verputzen oder als Sichtmauerwerk mit Natursteinmaterial
auszuführen. Ebenfalls zulässig sind Klinker-Fassaden sowie Fassaden aus Holzmaterialien.

2.6.2 Grellfarbige, d. h. nicht gedeckte bzw. nicht getönte sowie reflektierende und glänzende Farb
töne bzw. Materialien sind für Fassaden und Außenwände nicht zulässig.

2.6.3 Ausnahmen von den vorstehend festgesetzten Vorgaben für Fassaden und Außenwände gelten
für Elemente, die der solaren Energiegewinnung dienen; diese sind an allen Fassaden und
Außenwänden zulässig.
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2.6.4 Metallfassaden sind darüber hinaus auch nur zulässig, sofern das Metall derart vollständig und
dauerhaft beschichtet ist, dass jegliche Auswaschungen von Metallpartikeln ausgeschlossen
sind.

2.6.5 Zulässig sind zudem Begrünungen von Fassaden durch geeignete Kletter- bzw. Rankpflanzen,
wobei die zu deren artgerechtem Wachstum ggf. erforderlichen Kletter- bzw. Rankhilfen zu
errichten sind.

Die oben genannten Vorgaben für Fassaden und Außenwände sind allerdings auch in den
Abschnitten einzuhalten, in denen eine Begrünung dieser Fassaden angelegt wird.

2.7 Gestaltung sonstiger baulicher Anlagen

( 88 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 6 LBauO)

2.7.1 Müllbehälter und ähnliche Anlagen
Abstellplätze für Müllbehälter sowie für Behälter für gasförmige oder flüssige Brennstoffe,
für Leergut oder ähnliche Anlagen oder Einrichtungen, die sich im vorderen oder im hinteren
Grundstücksbereich in einem Abstand von bis zu 8 m zu einer angrenzenden öffentlichen
Straßenverkehrsfläche oder zu einem öffentlichen Weg befinden, sind durch geeignete Vor
kehrungen (z. B. Verkleidungen, Einhausungen, Sichtblenden, Hecken- oder Strauchpllanzun
gen oder mit rankenden, klimmenden oder schlingenden Pflanzen zu begrünenden Rankgerüs
ten o. ä.) wirksam und dauerhaft gegen Einblicke aus dem öffentlichen Raum abzuschirmen.

III. Kennzeichnungen
( 9 Abs. 5 BauGB)

Die im Bodenschutzkataster Rheinland-Pfalz kartierte Ablagerungsstelle „Fürfeld, Im Gruben-
acker“ (Reg.-Nr. 133 01 032-0211) ragt am Westrand des Plangebietes in den Geltungsbereich
hinein. Laut den entsprechenden Erhebungsbögen wurden hier einst Erdaushub, Bauschutt, sowie
Siedlungsabfälle abgelagert.

Im Rahmen einer geo- und umweittechnischen Untersuchung dazu (RUBEL & PARTNER 2020a;
Bericht vom 13.03.2020; s. Anlage zur Begründung) ergab folgendes
- Weder die Beschreibungen der Bohrprofile noch sonstige Ausführungen in diesem Bericht

hatten konkrete Hinweise auf angeschüttetes Bodenmaterial gegeben. Eine Ausdehnung der
oben genannten Altablagerungen in das Plangebiet ist somit auszuschließen.

- In den analysierten Bodenmischproben des gewachsenen Bodens lagen die Schadstoffgehalte
laut Gutachten unterhalb der Prüfwerte gemäß BBodSchV (Kinderspielflächen) bzw. der Zu
ordnungswerte der LAGA-Einbauklasse Z0.

Im Rahmen einer weiteren umwelttechnischen Stellungnahme (RUBEL & PARTNER 2020b, vom
04.09.2020; ebenfalls Anlage zur Begründung) wurde als Ergebnis festgestellt, dass „in den im
tersuchten Bodenlufiproben keine Hinweise auf das Vorhandensein von Deponiegasen gefunden
[wurde]. Die Analysewerte flur Wasserstoff Methan, Kohlenmonoxid und Schwefelwasserstoff
liegen unterhalb der Bestimmungsgrenzen, Die Werte für Kohlendioxid, Stickstoff und Sauerstoff
liegen in den für Bodenluft typischen Konzentrationen vor. Auf Grundlage der Ergebnisse der
umwelrtechnischen Untersuchungen besteht aus Sicht von Rubel & Partner kein weiterer Hand
lungsbedatf (RUBEL & PARTNER 2020b, 5. 3).

Somit kann nun davon ausgegangen werden, dass die allgemeinen Anforderungen an gestinde
Wohn- und Arbeitsverhältnisse sowie die Sicherheit der Wohn- und Arbeitsbevölkerung gewähr
leistet sind.

Der in den Geltungsbereich hineinragende Teil der Altablagerungsfläche wird in der Planzeich
nung nach § 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB nachrichtlich gekennzeichnet.
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IV. Nach anderen gesetzlichen Vorschriften getroffene Festsetzungen /
nachrichtliche Übernahmen / Vermerke
( 9 Abs. 6 und Abs. 6a BauGB)

Lage in einer Wasserschutzzone
Ungefähr die südwestliche Hälfte des festgesetzten Sondergebietes liegt in der Wasserschutzzone
111 des zugunsten der Stadtwerke Bad Kreuznach ausgewiesenen Wasserschutzgebietes Fürfeld
(EDV- Nr. 401201322).

In der Planzeichnung wird die Abgrenzung nachrichtlich übernommen.

Die in der Rechtsverordnung zur Ausweisung des Wasserschutzgebietes festgesetzten Auflagen
und Nutzungseinschränkungen sowie die Richtlinie für Trinkwasserschutzgebiete (DVGW
Arbeitsblatt W 101) sind zu beachten. Zudem sind auch die unter Ziffer 1 in dem unten folgenden
Abschnitt V aufgeführten Hinweise zu beachten.

2. Landesstraßenrechtliche Vorgaben — Bauverbots- und Baubeschriinkungszone zur Landes-
straße hin

Zur Landesstraße 410 hin wird die 20 m breite Bauverbotszone nach § 22 Abs. 1 Nr. 1 Landes
straßengesetz (LStrG) eingezeichnet (gemessen vorn äußeren Rand der befestigten Fahrbahn).
Dieser Beretch ist von Hochhauten sowie von Aufschüttungen und Abgrabungen größeren
Umfangs freizuhalten.

Diese Bauverbotsione gilt gemäß § 24 [SoG ausdrücklich auch für Werbeanlagen.

Außerhalb der zur Erscliltellung der anliegenden Grundstücke bestimmten Teile der Ortsdurch
fahrten gilt zudem die Baubeschränkungszone gemäß § 23 Abs. 1 LStrG. Demnach bedürfen
Genehmigungen zur Errichtung. wesentlichen Anderung oder wesentlichen andersartigen Nut
zung von baultchen Anlagen in einer Entfernung bis 40 m bei Landesstraßen, gemessen vom
äußeren Rand der befestigten Fahrbahn. der Zustimmung der Straßenbaubehörde.

Allerdings darf diese Zustimmung oder Genehmigung der Straßenbaubehörde gemäß § 23 Abs.
6 LStrG ‚‚nut- versagt oder nut Bedingungen oder Auflagen erteilt ive,-den soweit dies wegen der
Sicherheit oder Leichtigkeit des Verkehrs. der Ausbauabsichten oder der StraJienbaugesralrung
nötig

V. HINWEISE UND EMPFEHLUNGEN (ohne F‘estsetzungscharakter) 1
1. Lage in einer Wasserschutzzone III

Wegen der teilweisen Lage des Ge]tungsbereiches in der \Vasserschutzzone 111 eines Wasser
schutzgehietes (siehe Ziffer 1. in Abschnitt TV) sind folgende Hinweise für die Bebauung und die
sonstige Nutzung in dem davon betroffenen Teilgebiet zu beachten:

a) Über die Auflagen der Rechtsverordnung sowie der Richtlinie für Trinlcwasserschutzgehiete
(DVGW-Arbeitshlatt W lot) hinaus sind auch die Bestimmungen der “Richtlinie für die
Anlage von Straßen in Wassergewinnungsgebieten“ (RiStWag) zu beachten.

h) Für die Verlegung der Abwasserleitungen müssen die Anforderungen des ATV / DVGW
Arbeitsblattes A 142 „Abwasserkanäle und —leitungen in Wasserschutzgebieten“ und der
DIN 1986 T 30 zu erhöhten Anforderungen an das Rohrmaterial und die Überwachung auch
für Grundstücksentwässerungsanlagen eingehalten werden.

Darüber hinaus sind (gemäß der einer Stellungnahme der SGD Nord - Regionalstelle Wasserwirt
schaft, Abfallwirtschaft, Bodenschutz (Koblenz) vom 25.06.2020, Az.:324-133-Ol.032.04)) fol
gende Vorgaben zu beachten:
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c) Die Abwasserleitungen und —kanäle sind entsprechen der Vorgaben des DWA Arbeitsblattes
A 142 zu planen, zu betreiben und zu unterhalten.

d) Das von Dachflächen anfallende Niederschlagswasser ist über Mulden in der belebten Boden-
zone zu versickern, da in der belebten Bodenzone ein erhöhter Abbau und eine Sorption ver
schiedener Stoffe stattfindet und diese somit einen erhöhten Schutz für das Grundwasser dar
stellt. Ein Metaildach sollte nicht zugelassen werden, da ein Austrag von Metallen in den
Untergrund und somit ins Grundwasser nicht ausgeschlossen werden kann. Die Handlungs
empfehlungen zum Umgang mit Regenwasser entsprechend des DWA Merkblattes M 153
bzw. des nach Uberarbeitung neuen Merkblattes DWA A 102 sollten beachtet werden.

e) Das von metallisch blanken Dacheindeckungen abfließende Niederschlagswasser darf auf
grund der in Lösung gehenden Metalle nicht über die belebte Bodenzone versickert werden
und ist entsprechend zu behandeln (s. auch DWA Merkblatt M 153 unter Pkt. 5.3.2).

f) Bei Erdarbeiten ist zudem folgendes zu beachten:

- Bei Einsatz von Baumaschinen und -fahrzeugen ist durch geeignete Schutz- und Kontroll
maßnahmen sicherzustellen, dass eine Boden- bzw. Grundwasserverunreinigung durch die
in den verwendeten Maschinen, Geräten und Fahrzeugen vorhandenen wassergefährden
den Stoffe (z. B. Hydrauliköl, Schmieröl, Kühlflüssigkeit, Kraftstoff) unter keinen Um
ständen zu besorgen ist. Undichte Geräte dürfen nicht eingesetzt werden.
Grundsätzlich dürfen Handlungen, bei denen wassergefährdende Stoffe anfallen, nur tinter
Beachtung entsprechender Schutzmaßnahmen nach der Landesverordnung über Anlagen
zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (Anlagenverordnung — AwSV) durchge
führt werden.

- Verfüllungen und Aufschüttungen dürfen nur mit einwandfreiem, nicht verunreinigtem Bo
denmaterial erfolgen, das am Ort des Einbaus nicht zu schädlichen Bodenveränderungen
führt. Für die Aufbringung von Bodenmaterial in oder auf die durchwurzelbare Boden-
schicht gelten die Anforderungen des § 12 BBodSchV (Vorsorgewerte bzw. für andere
Parameter die Z0-Werte der LAGA M 20, TR Boden vom 05.11.2004). Die genannte An
forderung gilt auch als eingehalten, wenn das Bodenmaterial aus natürlich anstehender
Schichtung gewonnen wurde, bei der schädliche Kontaminationen aus anthropogenen Ein
flüssen nicht zu erwarten sind.

2. Bewirtschaftung des Niederschlagswassers

Zur Sicherstellung eines geordneten Abflussverhaltens der Vorfluter haben Maßnahmen der
Wasserrückhaltung Vorrang vor abflussbeschleunigenden Maßnahmen.
Gemäß § 55 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) soll das anfallende Niederschlagswasser orts-
nah versickert, verrieselt oder direkt oder über eine Kanalisation ohne Vermischung mit Schmutz-
wasser in ein Gewässer eingeleitet werden, soweit dem weder wasserrechtliche noch sonstige
öffentlich-rechtliche Vorschriften noch wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen.

Die technische Ausführung einer evtl. Versickerung über die belebte Bodenzone, die Standort-
eignung, auch im Hinblick auf die Lage im Wasserschutzgebiet, sowie das Erlaubnis- / Geneh
migungsverfahren sind mit dem Träger der Abwasserbeseitigung abzustimmen.

Grundsätzlich ist eine offene Versickerung von unbelastetem Niederschlagswasser / Drainage
wasser auf dem Grundstück, auf dem es anfällt, genehmigungs- und erlaubnisfrei.

Das Versickern von anfallendem Oberflächenwasser ist allerdings nur breitflächig (über flache
Mulden bis maximal 30 cm Tiefe) ohne gesonderte wasserrechtliche Erlaubnis zulässig.
Für die gezielte Versickerung (Mulden mit angeschlossener, undurchlässiger Fläche im Verhält
nis zur Muldenfläche > 5:1 bzw. einer Muldentiefe größer als 30cm, zentrale Becken, Rigolen,
Schächte etc.) sowie für die Einleitung in ein Fließgewässer ist hingegen eine wasserrechtliche
Erlaubnis durch die Kreisverwaltung Bad Kreuznach erforderlich. Bei Versickerung mit mehr als
500 qm angeschlossener, abflusswirksamer Fläche oder bei Einleitung in ein Fließgewässer mit
mehr als 2 ha angeschlossener, abflusswirksamer Fläche ist der Erlaubnisantrag bei der SGD
Nord, Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, Bodenschutz in Koblenz einzureichen.
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Bei gezielter Versickerung ist ein Abstand von mindestens 1 Meter zwischen der Sohle der Ver
sickerungsanlage und dem mittleren höchsten Grundwasserstand einzuhalten; dies gilt auch für
Privatgrundstücke.

Eine offene Versickerung (Flächen-, Mulden- oder Grabenversickerung) ist auch stets so anzule
gen, dass Gefahren oder Schäden zu Nachbargrundstücken und öffentlichen Verkehrsilächen
nicht entstehen können. Alle sonstigen Versickerungsmöglichkeiten des Oberflächenwassers sind
Einwirkungen, die nach § 9 WHG (Wasserhaushaltsgesetz) als Benutzungen gelten und einer
wasserrechtlichen Erlaubnis bedürfen.

3. Schutz vor Außengebietswasser

Grundsätzlich ist, gemäß den Vorgaben des § 5 Abs. 2 WHG, jeder Grundstückseigentümer
eigenverantwortlich ‚‚in, Rahmen des liii,, Möglichen und Zunnitbaren verpflichtet, geeignete Vor
sorgeinaßnahmen ruin Schutz vor nachteiligen Hochwasseifülgen und zur Schadensininderung
zu treffen, insbesondere die Nutzung von Grundstücken den möglichen nachteiligen Folgen für
Mensch, tJ,nwelt oder Sachwerte durch Hochwasser anzupassen. “Dies betrifft auch Maßnahmen
vor Überflutungen aus eindringendem Außengebietswasser (nicht jedoch aus Abwasseranlagen)
auf sein Grundstück.
Im vorliegenden Fall wird dem Vorhabenträger empfohlen, zum Schutz vor einem nie ganz aus
zuschließenden Eindringen von Wasser aus Nachbargrundstücken im Falle von Starkregenereig
nissen entsprechende Vorsorgemaßnahmen zu treffen.
Dies betrifft im Plangebiet insbesondere die südlichen und westlichen Ränder des Sondergehietes.
Dort sollten ggf. Vorkehrungen (iii Form von Verwallungen o. a unter Einhaltung der landes
nachbarrechtlichen Bestimmungen) getroffen werden, die vom Eigentümer herzustellen und
dauerhaft zu erhalten sind.
Nähere Hinweise dazu, auch zu Maßnahmen zum entsprechenden Schutz von baulichen Anlagen,
können auch den entsprechenden Merkblättern entnommen werden, wie z. B. dem Rheinland
pfälzischen Leitfaden Starkregen “Was können die Kommunen tun?“, erschienen Februar 2013,
einsehbar unter http://www.ibh.rlp.de/servlet!is/8892/.

4. Nutzung von Niederschlagswasser

Zum Zwecke der Verwertung (Nutzung) von Niederschlagswasser als Brauch- und / oder Bereg
nungswasser sollten möglichst Zisternen mit Pumpen zur Brauchwassernutzung errichtet werden.

Im Falle des Einbaus von Regenwassernutzungsanlagen muss dem Verbraucher nach der Trink
wasserverordnung 2001 (TrinkwV200 1) für die in § 3 Nr. 1 genannten Zwecke Wasser mit Trink
wasserqualität zur Verfügung stehen. Bei der Nutzung von Brauchwasser ist darauf zu achten,
dass das Leitungssystem entsprechend der Technischen Regeln (hier insbesondere die DIN 1988
- Technische Regeln für Trinkwasserinstallation - sowie die DIN 1986 und die DIN 2001) ausge
führt wird und die strikte Trennung von Trink- und Brauchwasserleitung erfolgt. Nach § 17 Abs. 6
TrinkwV 2001 dürfen Regenwassernutzungsanlagen nicht ohne eine den allgemein anerkannten
Regeln der Technik entsprechende Sicherungseinrichtung mit Trinkwasserleitungen verbunden
werden. Die Leitungen der unterschiedlichen Versorgungssysteme sind beim Einbau dauerhaft
farblich unterschiedlich zu kennzeichnen und die Entnahmestellen aus Regenwassernutzungs
anlagen sind dauerhaft als solche zu kennzeichnen. Zudem sind sämtliche Leitungen im Gebäude
mit der Aufschrift oder einem Hinweisschild ‘Kein Trinkwasser‘ zu kennzeichnen.
Die Planung der Brauchwasseranlage innerhalb des Gebäudes ist vor Erstellung und der Inbe
triebnahme den Verbandsgemeindewerken Bad Kreuznach bzw. dem Betriebsführer anzuzeigen.
Außerdem ist der Wasserversorgungsträger darüber zu informieren.
Schließlich ist die Inbetriebnahme einer Regenwassernutzungsanlage nach § 13 Abs. 4 TrinkwV
2001 der zuständigen Behörde anzuzeigen.

5. Bauzeitliche Grundwasserhaltung

Falls eine bauzeitliche Grundwasserhaltung erforderlich wird, ist eine wasserrechtliche Geneh
migung bei der Kreisverwaltung Bad Kreuznach einzuholen.
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6. Maßnahmen infolge hoher Grundwasserstände

Da sich, insbesondere nach längeren Niederschlägen, im Plangebiet Niederschlagswasser auf-
stauen kann, kann es temporär auch zu Schichtwasserführung und Stauwasser in geringeren
Tiefen kommen.
Daher wird empfohlen, die Gebäudegründungen und evtl. Kellerbereiche mit entsprechendem
Schutz vor Grundwasser und Staunässe bzw. vor drückendem Wasser auszustatten.

7. Löschwasserversorgung

Der Nachweis über eine ausreichende, jederzeit zur Verfügung stehende Löschwassermenge ist
durch den Vorhabenträger zu erbringen.
Als ausreichende Menge zur Löschwasserversorgung wird seitens der Unteren Wasserbehörde
eine Wassermenge von mindestens 48 m3 pro Stunde bzw. 800 1 / min. bei einem Mindestdruck
von 1,5 bar über einen Zeitraum von zwei Stunden angesehen.
Zur Sicherstellung dieser Löschwassermengen können nachfolgende Einrichtungen genutzt
werden:
- an das öffentliche Wassernetz angeschlossene Hydranten (Unterflurhydranten nach DIN 3221

bzw. Überflurhydranten nach DIN 3222),
- Löschwasserteiche nach DIN 142210
- Löschwasserbrunnen nach DIN 14220 oder
- sonstige offene Gewässer mit Löschwasser-Entnahmestellen nach DIN 14210.
Die Hälfte der v. g. Menge kann aus Löschwasserteichen, -brunnen, -behältern oder offenen
Gewässer entnommen werden, sofern diese in einem Umkreis von 300 m von den jeweiligen
Objekten liegen.
Die Hydranten für die Entnahme von Löschwasser sind so anzuordnen, dass sie nicht zugestellt
werden können und jederzeit für die Feuerwehr zugänglich sind. Oberflurhydranten sind ent
sprechend den Vorgaben der DIN 3222 farblich zu kennzeichnen. Beim Einbau von Unterflur
hydranten sind diese durch Hinweisschilder gemäß DIN 4066 gut sichtbar zu kennzeichnen.

Zur vorbeugenden Gefahrenabwehr wird um die Beachtung folgender Blätter des DVGW
Regelwerks (Deutscher Verein des Gas- und Wasserfaches e.V., Frankfurt / Main) gebeten: Tech
nische Mitteilung Merkblatt W 331 vom November 2006 (Auswahl, Einbau und Betrieb von
Hydranten); Technische Regel Arbeitsblatt W 400-1 vom Oktober 2004 (Wasserleitungsanla
gen), sowie Technische Regel Arbeitsblatt W 405 vom Februar 2008 (Bereitstellung von Lösch
wasser durch die öffentliche Trinkwasserversorgung).

8. Berücksichtigung der Erfordernisse von Brandbekämpfungs- und Rettungsfahrzeugen

Es sind ausreichend große Zufahrten, Wendemöglichkeiten und Bewegungsflächen für den Ein
satz öffentlicher Brandbekämpfungs- und Rettungsgeräte vorzusehen. Bei der Bemessung dieser
Flächen ist die Muster-Richtlinie über Flächen für die Feuerwehr der Fachkommission Bauauf
sicht der ARGEBAU vom Februar 2007 (zuletzt geändert durch Beschluss der Fachkommission
Bauaufsicht vom Oktober 2009) anzuwenden. Grundsätzlich sind die Vorgaben des § 7 LBauO
zur Anlage von Zugängen und Zufahrten für Rettungsfahrzeuge zu beachten.
Die Straßen sind so zu befestigen, dass sie von Feuerwehrfahrzeugen mit einer Achslast von lOt
und einem zulässigen Gesamtgewicht von 16 t ohne Schwierigkeiten befahren werden können.

9. Nutzung von Erdwärme

Für die Nutzung von Erdwärme ist grundsätzlich ein wasserrechtliches Erlaubnisverfahren erfor
derlich. Ein entsprechender Antrag ist rechtzeitig bei der Unteren Wasserbehörde bei der Kreis
verwaltung Bad Kreuznach einzureichen.

10. Schutz und Verwertung von Boden

Bei Erdarbeiten sind die Vorgaben der DIN 19731 „Verwertung von Bodenmaterial“ und DIN
18915 „Vegetationsarbeiten im Landschaftsbau — Bodenarbeiten“ zu beachten.
Im Rahmen der Baumaßnahmen anfallender Mutterboden ist gemäß § 202 BauGB in nutzbarem
Zustand zu erhalten und vor Vernichtung oder Vergeudung zu schützen. Der Oberboden ist daher
zu Beginn aller Erdarbeiten entsprechend DIN 18915, Blatt 3, abzuschieben und zu lagern. Es
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sollte geprüft werden, ob Erdaushub aus anfallenden Bauarbeiten zur grünordnerischen Gestal
tung (z. 8. Modellierungen) verwendet werden kann oder ob sonstige, möglichst ortsnahe Ver
wendungsrnöglichkeiten zur Verfügung stehen.

11. Denkmalschutzrechtliche Vorschriften

Zwar sind keine denkmalrechtlich begründeten Schutzgebiete oder —objekte (einschließlich
Bodendenkmale und Grabungsschutzgebiete) oder deren Umgebung von der Planung betroffen.

Allerdings sind laut Generaldirektion Kulturelles Erbe - Direktion Landesarchäologie (Mainz;
Schreiben vorn 02.06.2020) „aus dem betroffenen Areal (...) archäologische Funde bekannt:
1952 wurden hier an? Südrand einer Sandgrube mehrere spätlatnezeitliche Gräber (ca. 100 v.
Chr.) angeschnitten; die Inventa,-e befinden sich heute i,n Alzever Museum. Daher handelt es sich
Ion eine archäologische Verdachisfiöche. Falls bei Erdarbeiren archäologische Befunde ange
troffen würden, müssten diese vor tier Zerstörung von uns wissenschaftlich doku,nentiert und aus
gegraben werden, wobei ggf das Verursacherprinzip gemäß Denkinalschutzgesetz RLP 21 Zu,??
Tragen käme.“
Es wurde daher dem Vorhabenträger angeraten, vor der Umsetzung des Vorhabens eine geomag
netische Prospekrion zu veranlassen, um die Gefahr auszuschließen, dass - im Falle eines archä
ologischen Fundes während der Erdarbeiten - ein dann mglw. zeit- und kostenintensiver Baustopp
verfügt werden muss, bis die Fachbehörde die besagten Grabungen und Dokumentationen abge
schlossen hat.

Auch sind die ausführenden Baufirmen daher eindringlich auf die Bestimmungen des Denkmal
schutzgesetzes (DSchG) hinzuweisen. Danach ist jeder zutage kommende archäologische Fund
i iii Sinne des § 16 DSchG gegen Verlust zu sichern, die Fundstelle soweit als mo••glich unverändert
zu lassen und der Fund gemäß § 17 DSchG unverzüglich (direkt oder über die Denkmalschutz-
behörde oder die Verhandsgemeindeverwaltung) der Denkmalfachbehörde zu melden. Das
Erhaltungsgebot des § 18 DSchG ist dabei zu beachten.
Die vorstehenden Hinweise cnthindcn dcn Bauträger / Bauherren nicht von der Meldepflicht und
Haftung gegenüber der Generaldirektion Kulturelles Erbe Rheinland-Pfalz — Direktion Landes-
archäologie (Mainz).
Sollten archäologische Objekte angetroffen werden, so ist der Direktion Landesarchäologie ein
angemessener Zeitraum einzuräumen, damit entsprechende Rettungsgrabungen, in Absprache mit
den ausführenden Firmen, planmäßig den Anforderungen der heutigen archäologischen For
schung entsprechend durchgeführt werden können. Im Einzelfall ist mit Bauverzögerungen zu
rechnen. Je nach Umfang der evtl. notwendigen Grabungen sind von Seiten des Bauträgers bzw.
des Bauherrn finanzielle Beiträge für die Maßnahmen erforderlich: So kann gemäß § 21 Abs. 3
DSchG ein Träger öffentlicher oder privater Bau- oder Erschließungsvorhaben „als Veranlasser
in; Rahmen des Zumutbaren Zur Erstattung der Kosten erdgeschichtlicher oder archäologischer
Nachforschungen iuicl Ausgrabungen einschließlich der Dokumentation der Befunde verpflichtet
werden“.

12. Schutz von Ver- und Entsorgungsleitungen

Ver- und Entsorgungsleitungen sind so zu verlegen bzw. durch Schutzvorkehrungen zu sichern,
dass keine gegenseitige Beeinträchtigung von Bäumen und Sträuchern mit Leitungstrassen statt
findet. Die diesbezüglichen Vorgaben des Arbeitsblattes DVGW Richtlinie GW 125 sowie des
‘Merkblatts über Baumstandorte und unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen“ der For
schungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen (FGSV e. V., Köln) sind zu beachten. Die
Träger der Ver- und Entsorgung sind frühzeitig über den Beginn von Erschließungs- und Bau
maßnahmen zu unterrichten.

13. Altlasten, Altablagerungen, Altstandorte, schädliche Bodenveränderungen oder
Verdachtsflächen

Altlasten, Altablagerungen, Altstandorte, schädliche Bodenveränderungen oder Verdachtsflächen
sind für das Gebiet des Geltungsbereiches nicht bekannt.
Nach § 5 Abs. 1 Landesbodenschutzgesetz (LBodSchG) sind der Grundstückseigentümer und der
Inhaber der tatsächlichen Gewalt über das Grundstück (Mieter, Pächter) verpflichtet, ihnen
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bekannte Anhaltspunkte für das Vorliegen einer schädlichen Bodenveränderung oder Altlast
unverzüglich der zuständigen Behörde (Regionalstelle der Struktur- und Genehniigungsdirektion
Nord) mitzuteilen.

14. Beachtung der Aussagen des geotechnischen Gutachtens

Die Aussagen des geotechnischen Gutachtens, so u. a. zur Bewirtschaftung des Obertlächen
wassers, zum Straßen-, Kanal- und Rohrleitungsbau, zu Verdichtungsarheiten und —kontrollen,
zu Erdarbeiten, zu Grubenböschungen, zur Grabensicherung und Wasserhaltung etc. sind zu

beachten [RUBEL & PARTNER (2020): Geo- / U,nwelttechnischer Bericht - Neubau Seniorenresi
denz in Fü,feld. Wörrstadt, 13.03.2020].
Das Gutachten ist Bestandteil der Begründung.

Falls die Baumaßnahme dies erfordert, sind weitere Untersuchungen zur Erkundung von Schicht-
und Grundwasserverhältnissen etc. durchzuführen.
Die Anforderungen an den Baugrund der DIN 1054 (Baugrund — Sicherheitsnachweise im Erd
und Grundbau). DIN 4020 (Geotechnische Untersuchungen für bautechnische Zwecke) und DIN
4124 (Baugruben und Gräben - Böschungen. Verbau. Arbeitsraunibreiten) sowie die Vorgaben
zur Geotechnik der DIN EN 1997-1 und -2 (Entwurf. Berechnung und Bemessung in der Geo
technik - Teil 1: Allgemeine Regeln und Teil 2: Erkundung und Untersuchung des Baugrunds)
sollten beachtet werden.
Bei allen Bodenarbeiten sind zudem die Vorgaben der DIN 19731 (Bodenbeschaffenheit - Ver
wertung von Bodenmaterial) und der DIN 18915 (Vegetationstechnik im Landschaftsbau — Bo
denarbeiten) zu berücksichtigen.

15. Beachtung der Aussagen des schalltechnischen Gutachtens

Die Aussagen des schalltechnischen Gutachtens sind zu beachten [SCHALLSCI-IUTZ.BIZ — DIPL.
ING. ARMIN MOLL (2020): Vorhabenbezogener Bebauungsplan Seniorenresidenz Fütfeld. Orts-
gemeinde Fütfeld - Schalltechnische Untersuchungen. Gutachten Nr. 5345. Wittlich,
03.03.2020].
Das Gutachten ist Bestandteil der Begründung.

16. Beachtung von Grenzabständen bei Einfriedungen und Pflanzungen

Bei Einfriedungen und Pflanzungen sind die erforderlichen Grenzabstände nach dem Landes
nachbarrechtsgesetz von Rheinland-Pfalz zu beachten. So müssen bspw. gemäß § 42 dieses
Gesetzes Einfriedungen von der Grenze eines Wirtschaftsweges 0,5 m zurückbleiben.

17. Karnpfniittel

Derzeit sind keine Anhaltspunkte bekannt. die das Vorhandensein von Kanipfmitteln im Plan-
gebiet vermuten lassen. Das Vorhandensein von Kampfmitte]n im Plangebiet kann jedoch nicht
ausgeschlossen werden. Eine Kampfmittel-Sondierung des Geländes hat bislang nicht stattgefun
den. Diese ist ggf. in Eigenverantwortung des Grundstückseigners / Vorhabenträgers zu veranlas
sen. Jedwede Erdarbeiten sind in entsprechender Achtsamkeit durchzuführen.
Sollte ein Verdacht auf das Vorhandensein von Kampfmitteln bestehen, so sind aus Sicherheits
erwägungen weitere Erdarbeiten sofort zu unterlassen. Zunächst muss dann eine Freimessung des
Geländes erfolgen. Ist diese unter vertretbarem Aufwand nicht möglich, so muss bei allen boden-
eingreifenden Maßnahmen eine baubegleitende Aushuhüberwachung / Kampfmittelsondierung
durchgeführt werden. Sollten Kampfmittel gefunden werden, so sind aus Sicherheitsgründen die
Erdarbeiten sofort einzustellen und umgehend das Ordnungsamt der Verbandsgemeinde Bad
Kreuznach, die nächstgelegene Polizeidienststelle oder der Kampfmittelräumdienst Rheinland-
Pfalz zu benachrichtigen.

18. Freiflächengestaltungsplan

Zu jedem Bauantrag ist ein Freiflächengestaltungsplan zu erstellen.
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19. Radonprognose

Gemäß der Radonprognosekarte des Landesamtes für Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz
[s. Karte: htlp://.Igb-rIp.de/radonprognosekarte.htmI] liegt das Plangebiet in einer Region, in der
laut Legende zur genannten Karte ein erhöhtes (40-100 kBq / cbm) mit lokal hohem (über
100 kBq / cbm) Radonpotenzial in und über einzelnen Gesteinshorizonten in der Bodenluft fest
gestellt wurde, das in Abhängigkeit von den jeweiligen Gesteinsschichten stark schwanken kann.

Dieser Wert entspricht gemäß der Einstufung des Bundesamtes für Strahlenschutz der Radonvor
sorgeklasse II (dazu s.ui.

Nach Einschätzung des Ministeriums für Umwelt, Energie, Ernährung und Forsten Rheinland-
Pfalz lassen aber die bisher in Rheinland-Pfalz gemessenen Konzentrationen den Schluss zu, dass
bei geeigneter Bauausführung praktisch überall Gebäude errichtet werden können, die den not
wendigen Schutz vor Radon bieten. Mit steigender Radonkonzentration erhöht sich aber das
Risiko einer Erkrankung an Lungenkrebs.

Vom Bundesami für Strahlenschutz werden bauliche und sonstige Vorsorgemaßnahmen empfoh
len, um den Einiritt von Radon in das Gebäude bzw. sein Einwirken auf den Menschen weit
gehend zu verhindern.

Die für die Radonvorsorgegebietsklasse 1 (RVK 1 - Radonaktivitätskonzentration über 20 tind
unter 40 kßq / cbm) empfohlenen Maßnahmen umfassen insbesondere

1. Konstruktiv hewehrte. durchgehende Bodenplatten aus Beton (Dwke 20 cm; sollte dies nicht
möglich sein, so ist auf eine gasdichte Ausführting zu achten);

2. Abdichtung von Bo••den und Wänden im erdberührten Bereich gegen von außen angreifende
Bodenlcuchtc mit radondichten Materialien in Anlehnung an die DIN 18915 mit Matetialien.
die auch zur Radonabwehr geeignet sind (in der Regel entstehen dadurch keine Mehrkosten):

3. Abdichrungen von Zu- und Ableitungen. von Rissen, Fugen und Rohrdurchführungen in
Boden berührenden Hausbereichen mit radondichten Materialien bzw. Verwendung gasdich
ter Komponenten für Durchführungen:

4. Abdichten von Kellertüren;

5. Zuführung der Verbrennungsluft für Heizkessel, Kaminöfen u. ii. von außen (um ein Ansaugen
von Raumluft und damit die Unterdruckerzeugung im Gebäude zu reduzieren).

Für die (gemäß der o. g. Karte hier vorhandene) Radonvorsorgegebietsklassc II (RVK II - Radon
aktivitätskonzentration zwischen 40 und 100 kEq / cbm) werden - zusätzlich zu den für die RVK
1 empfohlenen - noch folgende Maßnahmen empfohlen:

6. Herstellung einer radondichten. komplett geschlossenen Hülle im erdberiihrten Randbereich
des Gebäudes;

7. Ggf. Verlegung einer Dränage in der kapillarbrechenden Schicht unter der Bodenplatte
(Grundwasserstand beachten):

8. Hinterfüllung vorerdherührten Aul3enwänden mit nicht-bindigen Materialien und Gewährleis
tung dafür, dass die Hinterfüllung einen Ansch]uss an die kapillarbrechende Schotterschicht
unter der Bodenpiatte besitzt, um eine Entlüftung der letzteren zu gewährleisten (an den erd
berührten Wänden kann diese Funktion auch eine vliesbeschichtete Noppenfolie überneh
men): sollte die Verfüllung des Arbeitsraumes mit nicht-bindigem, rolligem Material aufgrund
anderer Erfordernisse nicht möglich sein, wird eine Bodengasdrainage im Schotterhett unter
der Bodenplatte empfohlen, wobei die hydrologischen Verhältnisse zu beachten sind tind das
Design der Bodengasdrainage und der Ableitung in starkem Maße von der Bauweise abhängig
ist.

Diese letztgenannten Maßnahmen werden vor allem auch für die Gebäude empfohlen, in denen
Kellerrätime dauerhaft durch Personen als Wohn- oder Arbeitsbereich genutzt werden.

Sorgfalt hei der Radonabwehr sollte auch für die Gebäude ohne Unterkellerung gelten, weil in
nicht unterkellerten Gebäuden im statistischen Mittel die Radonkonzentrationen im Erdgeschoss
höher als in unterkellerten Gebäuden sind. Die Frostschürzen unter nicht unterkellerten Gebäuden
verhindern, dass Bodenluft mit Radon über die kapillarbrechende Schotterschicht nach außen

DÖRHÖFER & PARTNER

______

Ingenieure • Landschaftsarchitekten • Raum- und Umweltplaner



Vorhabenbezogener Bebauungsplan ‘Senioren-Wohnheim‘ Ortsgemeinde Fürfeld
Satzungstext Seite 19

abgeleitet werden kann. Unter diesen Bedingungen können sich unter dem Gebäude höhere als
die gemessenen Radonkonzentrationen einstellen.
Grundsätzlich ist aber — da das aus dem Boden austretende Radon durch die Atmosphärenluft
sofort auf sehr niedrige Konzentrationen verdünnt wird - vor allem häufiges und intensives Lüften
als wirksamste Maßnahme gegen die Aufnahme einer zu hohen Radonkonzentration in der auf
den Menschen einwirkenden Luft zu nennen. sowie eine durchgehende Boden-Fundamentplatte
und ein normgerechter Schutz gegen Bodenfeuchte.

Bei stärkeren Konzentrationen werden darüber hinaus auch ein Abschluss des Treppenhauses
gegen das Untergeschoss. der Verzicht auf Wohn- und Aufenthaltsräume im Kellerbereich und
der Einbau einer Radon-dichten Folie unter der Bodenplatte empfohlen.

Da die vorstehenden Ausführungen nur allgemeine Hinweise geben können, wird dem Vorhaben-
träger eine Radonrnessung der Bodenluft empfohlen. deren Ergebnisse Grundlage für ihn sein
sollte, sich ggf. für bauliche Vorsorgemaßnahmen zu entscheiden und bereits in einer frühen Pla
nungsphase entsprechende objekt-optimierte Konzepte zum Schutz vor Radon in Zusammen
arbeit mit einem Radongutachter tu entwickeln.

Weitere Informationen sind u.a. dem Radon-Handbuch des Bundesamtes für Strahlenschutz. der
Radon-Informationsstelle beim Landesamt für Umwelt (Mainz; E-Mail: radon@lfu.rlp.de. Telefon:
06131/6033-1263) sowie folgender Seite zu entnehmen: http://mapserver.Igb
rlp.de/php_radon/meta/erlaeuterungen.pdf.
Fragen zur Geologie im Baugebiet sowie zur Durchführung und Bewertung der Radonmessung
in der Bodenluft beantwortet das Landesamt für Geologie und Bergbau (Internet: www.Igb-rlp,de,
Telefon: 06131/9254-0).

Die Ergebnisse von vorgenommenen Radonmessungen sollten dem Landesamt für Geologie und
Bergbau Rheinland-Pfalz (Mainz) mitgeteilt werden, damit diese in anonymisierter Form zur
Fortschreibung der Radonprognosekarte von Rheinland-Pfalz beitragen können.

20. DIN-Normen

DIN-Normen, auf die in dieser Satzung verwiesen wird, sind beim Deutschen Patent- und Mar
kenamt in München archivmäßig gesichert niedergelegt und können bei der Verbandsgemeinde
verwaltung Bad Kreuznach, Bauverwaltung, Rheingrafenstr. 11,55583 Bad Kreuznach, einge
sehen werden.

Ein Bezug der DIN-Vorschriften ist über die Beuth Verlag GmbH (unter der Adresse Saat-
winkler Damm 42/43, 13627 Berlin. bzw. htlp://i.beulh.de) möglich.

VI. PFLANZENLISTE FÜR PFLANZFESTSETZUNGEN 1
Die im Plangebiet zu pflanzenden Arten sind jeweils auszuwählen in Abhängigkeit vom konkre
ten Standort (einige Arten gedeihen bspw. nur auf feuchten Standorten).
Die im Folgenden aufgeführten Pflanzenarten sind eine Auswahl der wichtigsten Arten.
Die Liste ist nicht abschließend.
Wichtig für eine ökologisch wertvolle Pflanzenauswahl ist die weitest mögliche Verwendung von
heimischen Gehölzen. Es können aber auch Arten verwendet werden, die dieses Kriterium nicht
im strengen Sinne erfüllen. In jedem Fall sollte aber darauf geachtet werden, dass möglichst
robuste Arten und Sorten gepflanzt werden, die vor allem durch ihre Blüte und ihre Früchte und
/ oder sonstige Eigenschaften (z. B. Dornen oder Stachel als Hilfe zum Nestbau; Belaubung o.ä.)
einen Teil- Lebensraum (als temporäres Jagd-(Flug- / Brut- / Nist-)Habitat für unsere heimische
Fauna (v. a. für Vögel und Insekten) bieten.
Bei Pflanzungen ist auf die Einhaltung der Grenzabstände nach den § 44-47 des Landesnachbar
rechtsgesetzes von Rheinland-Pfalz zu achten.
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a) Bäume

Bäume J. Ordnung
Acer platanoides - Spitzahorn
Acer pseudoplaiantts - Bergahorn
Aesculus hippoea‘ianum

- Rosskastanie
Fagus sylvatica - Rotbuehe
Fraxin,,s eÄreI.vior — Esuhe (aktuell ((bei wg. des

Eschentnebsicrbe,,.v auf P/7u,,z,,,i verzichten)
Juglans regia - Waintiss
Qilercus robur - Stieleiehe
Tilia cordaia - Winierlinde

Tili a platyphyl los - Sonimerlinde

b) Landschaftsslräucber

Berberis vulgaris - Berheritze
Cornus sanguinea — Roler Hartriegel
Cory us avel laiu‘ — Waldhasel
Crataegus rncirtogyna - Eingriff. Weißdorn
Crataegus oxyacaniha — Zweigriff. Weißdorn
Euonymus cllropactis

— Pfaflenhtllchen
Ligustru m vu Igarc — Ruin weide
Lonicera xy lasten in — [lecke th rsclic
Prunus mahaleh — Weichsclhirschc

c) Obstbäume

Bäume II. Ordnung
Acer campestre - Feldahorn
Carpinus betulus - Hainbuche
Cydonia oblonga - Quitte
Malus sylvcstris - Wildapfel
Mespilus germanica - Mispel
Morus nigra — Schwarzer Mau]beerbaum
Prunus avium - Vogclkirsche
Pyrus pyraster - Wildbirne
Sorbusaria - Mehlbeere
Sorbus aucuparia - Eberesche
Sorbus domestica - Speierling
Sorbus torminalis - Eisbeere

Rhaninus cathartica - Kreuzdorn
Rhamnus frangula - Faulbaum
Rihcs alpinum — Johannisbeere
Rosa arvensis - Feidrosc
Rosa canina - Hundsrose
Rosa ruhiginosa - Weinrose

Rosa pimpincllifolia — Bibernellrose

Samhucus nigra - Schwarzer Holunder
Vibtirnuni lantana — Wolliger Schneeball

An Obstbäumen sind robuste. pflegeextensive Sorten (vorzugsweise alte Regionalsorten aus

folgender Liste) zu verwenden.

Berlepseh
Bohnapfel
B olkenapfci
Schöner von Boskoop
Brauner Metapfel
Bretlacher
B re oh ah n

Ch a rl am ows k v
Danziger Kaniapfel
Gacks Apfel
Geflamniter Kardinal
Gelber Edelapfcl
Gewürzluiken
Goldrcncttc von Blenheim
Goldparnüinc

Graue französische Renette
Gravcnsteiner
Halberstädter Jungfemapfcl
Herrnapfel
Hauxapfel
Heuchelheinier Schneeapfel
Jakob Lehcl
Kaiser Wilhelm
Pfirsichroter Soiiimerapfel
Landsherger Renette
Mlii St cr v. Hanimerslein
Oldenburg
Ontario
Parkers Pepping

Sorten ‘Grahains Jubiläum‘ und

Prinzcnapfcl
Purpurroter Cousinol
Rheinischer Bohnapfel
Rheinischer Winterrambour
Rote Sternrcncttc
Roter Bcllflcur
Roter Boskoop
Roter Eiserapfel
Roter Trieseher Weinapfel
5 eh afnase
Schöner von Nordhausen
Signe Tillisch
Weißer Wintertafelapfel
Zueealmaglios Renette

Birnen: (möglichst Sätnling: vorzugsweise Saatgut der ‘Kirchensaller Aiostbirne‘)
Alexander Lueas
Gute Graue
Weiler‘ sehe Mostbirne

Pflaumen: (möglichst Stirn/ing
Bühlers Friihzwetschge
Lützelsachser Frühzwetsehge
Wangenhei tier

Clapps Liebling
Köstliehe von Charneu

auf Prunus mnyrobalana- Unterlage)
Graf Althans
Ottenauer

Gellerts Butrerbirne
Pastorenbirne

Äpfel: (möglichst Säniling; sorzugslieise Saatgut der
‘Binenfelder‘)

Bose‘s Flasehenbirne
Gute Luise
Willianis Christ

Hauszwetsehe
Zimmers Frühzwetsehge
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Vorhabenbezogener Bebauungsplan ‘Senioren-Wohnheim‘ Ortsgemeinde Fürfeld
Satzungstext Seite 2)

Kirschen: (möglichst auf Vogeih-irschensämling)
Büttners rote Knorpelkirsche Frühe Rote Meckenheimer Geiscpittcr
Große Prinzess-Kirsche Hausinüllers Mitteldicke Hcdelfingcr Riesenkirsche
Schneiders Späte Knorpelkirschc LTnterländer

Mirabellen, Renekloden: (möglichst Sän?ling auf Prunus ‚nvrobalana-Unterlage)
Großc Grüne Rcneklode Nancyniirahcllc Reneklode aus Oullins

oder vergleichbare Regionalsorten.

Außerdem können die zu unserer Kulturlandschaft gehörigen Arten Walnuss (Juglans regia)
und Quitte (Cydonia oblonga) verwendet werden.
Auf die Verwendung jeglicher Nadelgehö]ze ist — mit Ausnahme der heimischen Arten Gemeine
Kiefer (Piims sylvestris) und Gemeine Eibe (Taxus baccata) - zu verzichten.

Gemäß § 40 Absatz 1 BNatSchG bedarf das Ausbringen von gebietsfremden Pflanzen (d. h.
deren Art in dem betreffenden Gebiet in freier Natur nicht oder seit mehr als 100 Jahren nicht
mehr vorkommt) in der freien Natur seit dem 01.03.2020 der Genehmigung der zuständigen
Behörde. Dies gilt nicht für künstlich vermehrte Pflanzen, wenn sie ihren genetischen Ursprung
in dem betreffenden Gebiet haben. Eine Genehmigung kann nicht erteilt werden, wenn eine
Gefährdung von Okosystemen, Biotopen oder Atten der Mitgliedstaaten der ELI nicht auszu
schließen ist. Durch diese Regelung sollen einer weiteren Florenvei-fälschung effektiv entge
gengewirkt sowie Produktion und Verwendung gebietseigener Gehölze und Saaten gefördert
werden.

Ergänzend bzw. alternativ können für Pflanzungen im Stra&nrandberech und im Randbereich
von SteHplätzen auch andere stadtklimatolerante Laubbaum-Arten verwendet werden, die in der
GALK-Straßenbaumliste1 zur Verwendung auf Straßen- und Parkplatz-Flächen als ‘geeignet‘
oder ‘gut geeignet‘ für diese Standorte empfohlen werden, sofern sie als Hochstamm erhältlich
sind und eine Mindestgröße von 8 m (nach den Angaben dieser Liste) erreichen.

Mindest-Pllanzqualitäten (falls nicht anders angegeben):
- Bäume 1. und II. Ordnung: Hochstamm, 3 x verpflanzt, Stammumfang 14-16cm
- Bäume II. Ordnung: Heister, 2 x verpflanzt, 150-175cm hoch
- Obstbäume: Hochstamm auf Sämlingstinterlage, 3 x verpflanzt, Stamniumfang 8-10cm
- Landschaftssträucher: 2 x verpflanzt, 60-100cm hoch.

Alle im Plangebiet zu pflanzenden hochstämmigen Bäume sind mit Dreibock anzupfahlen, in
den Randbereichen ist ein Fege- bzw. Verbissschutz (Fegeschutz-Spiralen, Wuchshüllen o.ä.)
anzubringen.

1 DEUTSCHE GARTENAMTSLEITERKONFERENZ (GALK) EV. (2012): GALK-Stral3enbaumliste in der
aktuellen Fassung; s. www.galk.de.
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